
 

Bundesratsvorschläge sind schlecht für Löhne und Arbeitsplätze 

Umsetzung der "Masseneinwanderungsinitiative" 

Der Entscheid des Bundesrates zur Umsetzung der „Masseneinwanderungsinitiative“ ist schlecht für die 
Berufstätigen in der Schweiz. Er steht im Widerspruch zu den Bilateralen Verträgen und gefährdet dadurch 
Löhne und Arbeitsplätze. Beispielsweise weil sich die Absatzmöglichkeiten der Exportwirtschaft verschlechtern 
(Wegfall des Abkommens über technische Handelshemmnisse usw.). Er fördert sehr kurzfristige Anstellungen - 
insbesondere prekäre Temporärarbeit (Personalverleih) - und bevorzugt ausländische Firmen (Entsendungen), 
indem diese bis 90 Tage von den Beschränkungen ausgenommen sind. Lohndruck, tiefere Produktivität und 
generell schlechtere Arbeitsbedingungen sind die Folge. Er führt zu mehr Schwarzarbeit und somit zu Druck auf 
die Arbeitsbedingungen, indem Schweizer Arbeitgeber die vorgängigen behördlichen Überprüfungen zu 
umgehen versuchen werden. Die Vorschläge des Bundesrats lehnen sich stark ans frühere Kontingentssystem 
an. Dessen Bilanz ist schlecht. Kontingente hielten die Schweizer Arbeitgeber nicht davon ab, so viele 
Arbeitskräfte aus dem Ausland zu holen wie sie wollten. Allenfalls auch schwarz. Lohndruck war unter dem alten 
System eine weit verbreitete Realität – fiel aber weniger auf, weil zahlreiche Arbeitgeber das Personal schwarz 
anstellten und zudem viel weniger kontrolliert wurde als heute mit den Flankierenden Massnahmen.  

Der SGB setzt sich für sichere und gerechte Verhältnisse in der Schweiz ein. Eine Voraussetzung dafür sind die 
Bilateralen Verträge. Diese müssen erhalten werden. Eine Förderung von prekären Aufenthalts- und 
Arbeitsbedingungen kommt für den SGB nicht in Frage. Das Abstimmungsergebnis von 9. Februar ist auch ein 
Ausdruck von Sorge über die Sicherheit der Löhne und Arbeitsplätze in der Schweiz. Deshalb braucht es mehr 
Schutz und Stabilität.  
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